
Die US-Regierung droht mit 
verstärkten Luftangriffen 
gegen die syrischen Streit-

kräfte. Der Pressesprecher von US-
Präsident Donald Trump, Sean Spi-
cer, behauptete am Montag abend 
(Ortszeit), es gebe Erkenntnisse, dass 
»das Assad-Regime« einen Giftgas-
einsatz plane, der »wahrscheinlich« 
zum »Massenmord an Zivilisten, 
einschließlich unschuldiger Kinder« 
führen würde. Die Aktivitäten äh-
nelten den Vorbereitungen zu einem 
früheren Angriff mit chemischen 
Kampfstoffen am 4.  April. Falls es 
jetzt wirklich zu einem neuen »mas-
senmörderischen Angriff« kommen 
sollte, müssten Assad und sein Mi-
litär »einen hohen Preis bezahlen«.

Nach dem mutmaßlichen Giftgas-
angriff im April hatte Washington 
die syrische Regierung für den Ein-
satz der geächteten Waffen verant-
wortlich gemacht, ohne dass eine 
Untersuchung stattgefunden hatte 

und ohne materielle Beweise vorzu-
legen. Als Vergeltung schossen die 
US-Streitkräfte 59 Cruise Missiles 
auf einen syrischen Luftwaffenstütz-
punkt ab. Inzwischen wachsen die 
Zweifel selbst in der Mainstream-
presse. So veröffentlichte die Welt 
am Sonntag am Wochenende auf 
fünf Seiten eine Analyse des US-
Journalisten Seymour M. Hersh. Er 
berichtete, dass auch die US-Ge-
heimdienste große Zweifel an der 
Verantwortung der syrischen Luft-
waffe für den Einsatz von Sarin hat-
ten.

Der Presseerklärung des Weißen 
Hauses am Montag schloss sich die 
UN-Botschafterin der USA, Nimra-
ta »Nikki« Haley, mit einem ver-
schärfenden Zusatz an: »Jeder wei-
tere Angriff auf das syrische Volk 
wird Assad angelastet werden, aber 
auch Russland und dem Iran, die 
ihm dabei helfen, sein eigenes Volk 
zu töten.«

Die Drohung Washingtons erscheint 
wie eine direkte Reaktion auf eine 
Stellungnahme des russischen Au-
ßenministers mehrere Stunden zuvor. 
Nach einem Telefongespräch mit sei-
nem US-Amtskollegen Rex Tillerson 
betonte Sergej Lawrow vor der Presse 
die Notwendigkeit, Maßnahmen zu 
ergreifen, um »Provokationen« gegen 
syrische Streitkräfte, die Operationen 
gegen Terroristen durchführen, zu ver-
hindern. Lawrow warf den USA in 
diesem Zusammenhang vor, bei ihren 
Luftangriffen die »sogenannte Al-Nus-
ra-Front«, einen Ableger der interna-
tionalen Terrororganisation Al-Qaida, 
zu verschonen. Die von Washington 
angeführte Militärkoalition scheine 
mehr darin interessiert zu sein, die 
syrische Armee zu bekämpfen.

Lawrow bezog sich mit dieser Kri-
tik insbesondere auf einen Vorfall 
am 18. Juni. Da hatten US-Streit-
kräfte ein syrisches Kampfflugzeug 
abgeschossen, das zuvor angeblich 

»Rebellen« angegriffen hatte, die 
unter dem Schutz der USA stehen. 
Der stellvertretende Moskauer Au-
ßenminister Sergej Rjabkow hatte 
den Abschuss als »Aggressionsakt« 
verurteilt, der den Terroristen helfe.

Auch Tel Aviv hat in den letzten 
Tagen wieder zugunsten der »Re-
bellen« in den Syrien-Krieg einge-
griffen. Israelische Kampfflugzeu-
ge zerstörten am Sonnabend und 
Sonntag auf den Golanhöhen unter 
anderem zwei Panzer und eine MG-
Stellung der syrischen Streitkräfte. 
Die Aktionen wurden als »Vergel-
tungsschläge« deklariert, nachdem 
im Verlauf von Kämpfen zwischen 
Aufständischen und syrischen Regie-
rungstruppen mehrere Geschosse im 
israelisch besetzten Teil des Golan 
eingeschlagen waren, ohne Schäden 
anzurichten. Tel Aviv macht für alle 
Angriffe aus Syrien automatisch die 
Regierung in Damaskus verantwort-
lich.

Mit Fake News in den Krieg

Brüssel straft Google ab

WWW.JUNGEWELT.DE

UN verkünden vollständige 
Entwaffnung der FARC
Bogotá. Nach mehr als 50 Jahren 
des bewaffneten Kampfes haben 
die Revolutionären Streitkräfte Ko-
lumbiens (FARC) alle Waffen den 
Vereinten Nationen übergeben. Die 
6.800 Kämpfer hätten alle zuvor 
registrierten 7.132 Waffen übergeben, 
teilten die UN mit. Für Dienstag war 
ein offizieller Festakt zur symboli-
schen Beendigung der Waffenabgabe 
im Beisein der FARC-Führung und 
von Präsident Juan Manuel Santos 
im zentralkolumbianischen Mesetas 
geplant. Die Entwaffnung war Teil 
des im vergangenen Jahr ausgehan-
delten Friedensprozesses. Die Waf-
fen sollen eingeschmolzen und als 
Baumaterial verwendet werden für 
Friedensmahnmale in Kolumbien, 
in New York am Sitz der Vereinten 
Nationen und in Havanna, dem Ort 
der fast vierjährigen Verhandlungen. 
 (dpa/jW)
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US-Handelsminister  
sagt BRD-Besuch ab

Berlin. Die Verstimmungen zwi-
schen der BRD und den USA 
halten offenbar an. US-Handels-
minister Wilbur Ross (Foto) sagte 
seinen für Dienstag geplanten 
Besuch in Berlin kurzfristig ab. 
Nach eigenen Angaben erhielt das 
Bundeswirtschaftsministerium die 
Absage am späten Montag abend. 
Dem Vernehmen nach entschuldig-
te sich der Minister unter Hinweis 
auf einen Termin bei US-Präsident 
Donald Trump. Eigentlich wollte 
der frühere Banker eineinhalb 
Wochen vor dem G-20-Gipfel mit 
Wirtschaftsministerin Brigitte 
Zypries (SPD) über Handelsfra-
gen sowie drohende US-Strafen 
gegen europäische und deutsche 
Stahlkonzerne sprechen. Im März 
hatten die USA Dumpingvorwürfe 
gegen mehrere Hersteller erhoben. 
Noch im Juni wollte Ross zudem 
einen Bericht zur Frage vorlegen, 
ob Stahlimporte auch aus der EU 
als Bedrohung für die nationale 
Sicherheit der USA eingestuft wer-
den können.  (dpa/jW)

Marschbefehl: Donald Trumps 
schickte am Montag seinen 
Sprecher Sean Spicer vor
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Lederhosen
»Provinzschriftsteller« – Quertreiber – 

Clown »von außen«: Oskar 
Maria Graf zum 50. Todestag

Asozialstaat
Bundesregierung und Arbeitsagentur 

verteidigen Sanktionen gegen 
Hartz-IV-Bezieher

Krisenherd
Rom rettet heimische Banken mit 

17 Milliarden Euro. Andernfalls 
drohe ein »Schock«

Pseudoprobleme
Konstruiert: Zusammenhang zwischen 

Israel-Kritik und Antisemitismus. 
Ein Gespräch mit Rolf Verleger 3 5 9 12
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US-Administration redet neuen Giftgaseinsatz in Syrien herbei. Russland wirft 
Washington Unterstützung der Terroristen vor. Von Knut Mellenthin

EU-Kommission brummt Suchmaschinenbetreiber Milliardenbußgeld auf

Die EU-Kommission hat sich 
einen würdigen Gegner vor-
genommen – und dem glo-

balen Internetgiganten Alphabet Inc. 
bzw. dessen Suchmaschinenbetreiber 
Google eine Milliardenstrafe aufge-
brummt. Es wäre im Falle der Zah-
lung bisher die mit Abstand höchste 
Geldbuße für ein einzelnes Unter-
nehmen wegen Missbrauchs seiner 
Marktmacht.

Umgerechnet 2,42 Milliarden Eu-
ro müsse der US-Onlinedienstleister 
berappen, weil er seine marktbeherr-
schende Stellung mit seinem Preisver-

gleichsdienst missbraucht habe, teilte 
die Brüsseler Behörde am Dienstag 
mit. Zusätzliche Milliardenstrafen 
können folgen, da die EU-Kommis-
sion zwei andere Verfahren gegen 
Google führt und neue eröffnen könn-
te. Die Alphabet-Tochter wies die 
Anschuldigungen zurück und erklär-
te, rechtliche Schritte gegen den Be-
schluss zu erwägen.

Sollte Google sein Verhalten bei 
den Preisvergleichsdiensten innerhalb 
von 90 Tagen nicht abstellen, könnten 
bis zu fünf Prozent des durchschnitt-
lichen Tagesumsatzes seiner Mutter-

gesellschaft als Zwangsgeld verhängt 
werden, sagte EU-Wettbewerbskom-
missarin Margrethe Vestager. Jede 
Firma, die sich durch die Marktmacht 
des US-Konzerns im vorliegenden 
Fall benachteiligt fühle, könne nun 
vor einem nationalen Gericht auf 
Schadensersatz klagen. Google habe 
anderen Unternehmen die Möglich-
keit genommen, im Wettbewerb durch 
Leistung zu überzeugen.

Für Google macht die Strafe nur 
einen Bruchteil seiner Einnahmen 
aus: Allein im ersten Quartal des Jah-
res verzeichnete der Konzern einen 

Umsatz von aktuell umgerechnet rund 
22 Milliarden Euro und fuhr einen 
Nettogewinn von 4,8 Milliarden Euro 
ein. Dem Unternehmen drohen aber 
weitere milliardenschwere Geldbußen 
aus Brüssel: In einem der zwei Ver-
fahren geht es um die Marktmacht des 
Google-Betriebssystems Android auf 
Smartphones und Tablets, im anderen 
um Praktiken bei der Suchmaschinen-
werbung. Vestager deutete zudem die 
Eröffnung weiterer Untersuchungen 
an, etwa beim Google-Bilderdienst 
oder dem Kartenservice Google-
Maps.  (Reuters/jW)
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  ACHT SEITEN EXTRA

Mit Handicap
Ecuadors Präsident Moreno macht sich für 
die Belange Behinderter stark. Außerdem: 
Miserabel bezahlt, monoton, profitabel – 
Interessenvertretungen kritisieren die 
Arbeitsbedingungen in »Werkstätten für 
behinderte Menschen«. Und zwei Kurz
geschichten von Erwin Riess

BEHINDERTENPOLITIK

A
n der Spitze der Republik Ecuador 
hat mit den Präsidentschaftswahlen 
im vergangenen Mai mehr als nur 
ein Personalwechsel stattgefunden. 
Lenín Voltaire Moreno Garcés von 

der linksgerichteten Alianza PAIS erklärte bei sei-
ner Amtseinführung, er wolle der Präsident aller 
Ecuadorianer sein und mit besonderem Nachdruck 
auch für diejenigen arbeiten, die nicht für ihn ge-
stimmt haben. Er wolle die von seinem Vorgänger 
Rafael Correa eingeleitete »Bürgerrevolution« und 
insbesondere die Demokratisierung der Gesell-
schaft vorantreiben. Sein Programm »Toda una 
Vida« (Ein ganzes Leben) betont insbesondere 
die Rechte von Frauen, Kindern sowie alten und 
behinderten Menschen. Im Vordergrund stehen so-
zialer Wohnungsbau, Gesundheitsversorgung und 
die Schaffung besserer Arbeitsverhältnisse.

Einem Bericht der New York Times (7.4.2017) 
zufolge ist Moreno derzeit der einzige Staatschef, 
der einen Rollstuhl nutzt. Der heute 54jährige 
erlitt 1998 Schussverletzungen, als er auf der Stra-
ße überfallen wurde. Heute betrachtet er seine 
Behinderung als Möglichkeit, eine andere Per-
spektive auf die Welt einzunehmen. Bereits als 
Vizepräsident unter Correa setzte sich Moreno für 

die Rechte behinderter Menschen ein. In einem 
Beitrag für die Zeitschrift Americas  Quarterly 
beschrieb er 2012, in welchen Verhältnissen be-
hinderte Menschen lebten, als er seine Arbeit 
begann. »Unsere Gesellschaft versteckte sie in-
famerweise und versuchte, sie unsichtbar zu ma-
chen. Einige Fälle waren besonders beschämend, 
die Menschen lebten in dunklen Ecken und sogar 
in Höhlen.« 2007 startete Moreno das Programm 
»Ecuador sin Barreras« (Ecuador ohne Barrie-
ren), das die Umgestaltung des Landes im Sinne 
der UN-Behindertenrechtskonvention einleiten 
sollte. Daraus gingen unter anderem zwei Sozial-
programme hervor. Im Rahmen der »Misión Soli-
daria Manuela Espejo« wurden 2009 bis 2011 der 
Unterstützungsbedarf im Land erfasst sowie eine 
Hilfsmittel- und Wohnraumversorgung aufge-
baut. Durch die anschließende »Misión Joaquín 
Gallegos Lara« erhielten Haushalte finanzielle 
Unterstützung und pflegende Angehörige eine 
Lebensversicherung. Moreno räumt ein, dass 
trotz großer Schritte nach vorn noch viel Arbeit zu 
tun bleibe. Früher habe man Hilfe aus Venezuela 
und Kuba erhalten, nun sei der Staat in der Lage, 
anderen Ländern wie Guatemala, Uruguay, Chile 
und Panama beizustehen.

Wegen seines Engagements wurde Moreno 
2012 für den Friedensnobelpreis vorgeschlagen. 
Ein Jahr darauf ernannte ihn der damalige UN-
Generalsekretär Ban Ki Moon zum Sonderbot-
schafter für Behinderung und Barrierefreiheit. 
Morenos jüngste Errungenschaft ist ein 2017 ge-
startetes Programm, das allen behinderten Men-
schen das Wählen ermöglichen soll. Beteiligt dar-
an ist unter anderem die nationale Föderation der 
Taxifahrer. Mit einem »Solidaritätstaxi« können 
sich behinderte Menschen kostenlos zum Wahl-
lokal fahren lassen. Polizeibeamte sind dafür ver-
antwortlich, ihnen den Zugang zu den Räumlich-
keiten zu gewährleisten.

Obgleich die materiellen Bedingungen in den 
kapitalistischen Zentren viel günstiger sind als in 
der Peripherie des globalen Südens, ist Ausgren-
zung auch hier nach wie vor weit verbreitet, wie 
die Beiträge dieser Beilage zeigen. Selbst wer 
geboren wird und wer nicht, ist durch politische 
Entscheidungen mitbestimmt, wie die feministi-
sche Sozialwissenschaftlerin Kirsten Achtelik im 
Interview mit Charlie Kaufhold ausführt. Sie er-
klärt, warum die in der Bundesrepublik derzeit 
diskutierte Kassenfinanzierung von Bluttests in 
der Pränataldiagnostik eine »schädliche Praxis« 

im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention 
darstellt. Ein weiterer Artikel befasst sich mit 
den Debatten im nordrhein-westfälischen Land-
tagswahlkampf. Im Hinblick auf die schulische 
Inklusion blockieren bürgerliche und rechte Par-
teien zunehmend die Modernisierung des Bil-
dungssystems. Margit Glasow berichtet von den 
schlechten Arbeitsbedingungen in den sogenann-
ten Werkstätten für behinderte Menschen und 
davon, dass die Gewerkschaft Verdi den Min-
destlohn für die Beschäftigten fordert. In den 
USA stellen sich Bürgerrechtsorganisationen auf 
Auseinandersetzungen mit der Bildungsministe-
rin Elisabeth »Betsy« DeVos ein, wie Jürgen Hei-
ser schreibt. Im Namen konservativer Ideologie 
hat es die Milliardärin auf die Rechte behinderter 
Schüler abgesehen. Martin Haffke beschreibt, wie 
in Indien Behinderung immer noch als Strafe für 
schlechte Taten wahrgenommen wird und wie 
sich Betroffene gegen die Stigmatisierung weh-
ren. Udo Sierck schildert, welche Rolle die eigene 
Behinderung im Leben des marxistischen Theo-
retikers Antonio Gramsci (1891–1937) spielte.

Michael Zander ist Psychologe und lebt in  
Berlin.

Ein »Ecuador ohne Barrieren«
Präsident Lenín Voltaire Moreno macht sich für die Belange Behinderter stark. Von Michael Zander

HENRY ROMERO/REUTERS

Ecuadors Präsident Lenín Moreno spricht zu Angehörigen einer indigenen Bevölkerungsgruppe in Cochasqui (rechts neben ihm sein bolivianischer Amtskollege Evo Morales), 25.5.2017

Behindertenpolitik
n Seite 2: »Praena-Test«. Gemeinsamer Widerstand von Feministinnen und Behinderten nötig n Seite 3: »Schulkampf«. 
Im Streit um inklusive Bildungspolitik sind Die Linke und GEW potentielle Verbündete n Seite 4: Konservative contra 
IDEA. US-Bürgerrechtler befürchten Schleifung der Rechte Behinderter n Seite 7: Widerstand der »Göttlichen«. In Indien 
 wehren sich behinderte Menschen gegen Ausgrenzung und Diskriminierung

Spezial 
Mittwoch, 28. Juni 2017, Nr. 147

R
E

U
T

E
R

S
/K

E
V

IN
 L

A
M

A
R

Q
U

E
 


